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Begründung: 
Der o.g. B-Plan ist seit dem 22.08.2000 rechtskräftig. Die innerhalb des Geltungsbereiches 
ausgewiesene öffentliche Grünfläche mit Spielplatz (520m²) ist vom Vorhabenträger aber bislang 
nicht hergestellt worden, obschon er sich im Durchführungsvertrag zwischen ihm und der Stadt 
dazu verpflichtet hat. 
Der Vorhabenträger wurde in den zurückliegenden Jahren mehrfach dazu aufgefordert, seiner 
Verpflichtung gemäß Vertrag nachzukommen. 
Er begründete das Nichterbringen dieser Leistung mit einer Verschlechterung seiner 
wirtschaftlichen Lage, die es ihm nicht ermögliche, die geforderte Spielplatzfläche in der 
festgesetzten Größe herzurichten. 
Ein auf Antrag des Vorhabenträgers im Jahr 2003 eingeleitetes Verfahren zur Änderung des B-
Planes, die eine Verkleinerung der Spielplatzfläche auf 180m² sowie die Schaffung eines weiteren 
Baufeldes vorsah, wurde aber vor Satzungsbeschluss im April 2004 von der Verwaltung 
zurückgezogen, da durch Festlegung des Oberbürgermeisters die Spielfläche nur auf maximal 
297m² hätte reduziert werden können. 
 
Zwischenzeitlich wurde – um dem Vorhabenträger entgegen zu kommen -  von Seiten der 
Verwaltung geprüft, ob im unmittelbaren Umfeld der in Rede stehenden Spielplatzfläche eine 
mögliche Ersatzfläche aufgezeigt werden kann, um dem Vorhabenträger zu ermöglichen, die 
gesamte ursprüngliche Spielfläche über eine Änderung des B-Planes als Bauland zu vermarkten. 
Im Ergebnis einer ämterübergreifenden Abstimmung konnte kein Ersatzstandort gefunden werden. 
 
Demnach stehen zur Lösung der Problematik nur zwei Alternativen zur Wahl: 
 
1. Umsetzung der Verpflichtung des Vorhabenträgers zur Herstellung des Spielplatzes im B-    
    Plangebiet gemäß Festlegung im Durchführungsvertrag; 
 
2. Zahlung einer Ablösesumme für die Spielplatzfläche durch den Vorhabenträger und 
    Einleitung des Verfahrens zur Änderung des B-Planes im von ihm gewünschten Sinn. 
 
Die Alternative 1 könnte realisiert werden, indem die hinterlegte Bürgschaft gezogen und der 
Spielplatz in der vorgesehenen Weise  von der Stadt hergestellt wird. 
 
Die Alternative 2 war im Zuge der Abstimmung zwischen den Ämtern als mögliche Lösung 
entwickelt worden, um einerseits der wirtschaftlichen Situation des Vorhabenträgers Rechnung zu 
tragen, wobei er andererseits durch die Zahlung einer zweckgebundenen Ablösesumme aber 
dennoch seinen Beitrag zur Anlage von Gemeinbedarfseinrichtungen an anderer Stelle des 
Stadtgebietes leisten würde. 
Unter Umständen könnte das Geld dann für die Anlage eines Spielplatzes im B-Plan 
„Leuschnerstraße“ Verwendung finden, für dessen Realisierung momentan keine Mittel 
bereitstehen. 
 
Es wird daher vorgeschlagen, im Sinne einer abschließenden Kompromisslösung das Vorgehen 
gemäß Alternative 2 zu beschließen. 
 
 
 
 
 
 
 


